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Korrumpiert uns der Osthandel?

A ngesidits der mit viel Gesdiick eingeleiteten neuen Politik der Bundesregierung ost- |
■Tl. europäisdien Staaten gegenüber, die ihren Niedersdilag in der Erriditung westdeut- i
sdier Handelsmissionen in  W arsdiau, Bukarest und Budapest (demnädist audi in Sofia) 
gefunden hat, sdiien es zunädist, als sollten die Pessimisten, die Bonn eine aktive Ost- 
und speziell Osthandelspolitik n id it zugetraut hatten, unredit behalten. Indessen hat die 
letzte Entwiddung in der Frage der O stkredite gezeigt, w ie sdiwer es der Bundesregie- |i
rung offenbar fällt, die Umbrudisituation, in der sie sidi z. Z. befindet, zu bewältigen.

Einerseits ist sie bestrebt, dem Drängen der Industrie auf E ileiditerung des Ostgesdiäftes |1
nadizugeben und in der Kreditfrage die Zügel etwas zu lodcern, was darin zum Ausdrudc |
kommt, daß Bonn unlängst die W irtsdiaftsm inister der Bundesländer ermäditigte. An- ' |
träge auf Lieferantenkredite bis zu fünf Jahren  zu genehmigen. A ndererseits fühlt sidi ■;
Bonn — ob aus Rüdcsidit auf den durdi den W ahlkampf z. Z. gelähmten Verbündeten il
jenseits des A tlantik oder aus Überzeugung, sei dahingestellt — offensiditlidi wenig , ||

\  wohl bei dem Gedanken, das Kreditembargo gegenüber dem Osten in einer W eise zu I
durdilödiern, wie es andere Verbündete bereits getan haben. Ausdrude hierfür ist die f
Tatsadie, daß staatlidie Ausfuhrkreditgarantien in der Bundesrepublik nadi w ie vor nur 
in begrenztem Umfang nadi den Regeln der Berner Union an Polen, Ungarn, Rumänien 
und Bulgarien, n id it dagegen für Lieferungen an andere Ostblodcstaaten, eingesdilossen 
die Sowjetunion, gew ährt werden, womit in der Praxis des Ostgesdiäftes vorerst alles 
beim alten geblieben ist. Fraglidi ist audi, ob bei den bevorstehenden Verhandlungen 
über den deutsdi-russisdien H andelsvertrag w esentlidie Änderungen erfolgen werden.

W eldies sind die Motive dieser vorsiditig taktierenden Politik? Meint man immer nodi, 
es sidi n id it leisten zu können, seine „Feinde" durdi (kreditierte) W arenlieferungen zu unter­
stützen, oder ist man nur deshalb zurückhaltend, weil man meint, eine größere Bereit- j
sdiaft zum Handel mit dem Osten von der Gewährung politisdier Konzessionen abhängig |
madien zu können? Hierzu w ären zwei Gegenfragen zu stellen: Erstens, was man unter ;
„Feinden" zu verstehen gewillt ist, w ährend man sidi auf der anderen Seite bemüht, den 
monolithisdien Blodc im Osten aufzulodcern und hierbei zu einem regelrediten Liebes- s
werben um einige Volksrepubliken angesetzt hat. Und zweitens: W eldie Konzessionen |||
meint man — über das w ünsdiensw erte Zugeständnis einer Berlin-Klausel audi von |
seiten der Sowjetunion hinaus — sidi erkaufen zu können, während es dem Osten i
möglidi ist, s ta tt bei uns, bei unseren NATO-Partnern bzw. anderen w estlidi orientierten |
Ländern zu kaufen — und zwar ohne Konzessionen madien zu müssen? Auf eine Formel 
gebradit, handelt es sidi hier um Argumente, deren Stidihaltigkeit im Laufe der Ent­
widclung zusehends verm indert wird — ganz abgesehen davon, daß d ie W irksamkeit 
einer soldien Politik wegen des V erhaltens anderer w estlidier Länder ohnehin in Frage i
gestellt ist.

Auf eine aktive Politik w irkt sidi aber nodi etwas anderes hemmend aus. Im Unter­
bewußtsein v ieler O sthandelsgegner sdieint nodi die Vorstellung vorzuherrsdien, daß 
der „kapitalistisdie W esten“ durdi die Tatsadie, daß er mit den Kommunisten Handel 
treibt, sidi selbst korrumpiere. H ierbei dürfte — wie versdiiedentlidi betont wurde — die 
Vorstellung eine Rolle spielen, nadi der die Kapitalisten es lediglidi auf Grund ihrer 
Kurzsiditigkeit und Gewinnsudit für vorteilhaft ansähen, W aren audi an kommunistisdie 
Länder zu exportieren. Hiermit leisteten sie tätige Hilfe beim Aufbau der sozialistisdien
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W irtschaft, vor allem hülfen sie mit, die Entwidclungskosten sozialistisdier Länder durch 
die Vermittlung des tedinisdien „know-how“ zu senken. Dabei entginge ihnen aber, daß 
sie sidi der Gefahr aussetzten, durdi zu umfangreiche Exporte einem direkten Einfluß des 
sozialistisdien Lagers anheimzufallen und ihre Konjunktur von einem Auf- bzw. Ab­
drehen des Importhahnes des sozialistischen Blocks abhängig zu machen. Zu allem Über­
fluß w ürde auf diese W eise der Konkurrenzkampf im W esten verstärkt, womit sidi der 
Selbstzerfleisdiungsprozeß der Kapitalisten besdileunige und sie ihr System sdineller 
dem Untergang entgegenführten.

W er an diese Zusammenhänge glaubt, kann natürlich n id it umhin, vor dem Osthandel als 
einer gefährlichen Viper, die dem W esten den Todesbiß versetzen könnte, zu warnen, 
ja  mehr, in bereditig ter W ahrnehmung der Interessen der „uneinsiditigen“ Kapitalisten, 
den Osthandel gänzlidi zu verbieten.

Eine soldie Argum entation läßt allerdings einige wichtige Punkte außer adit. Die Vor­
stellung, durch ein Embargo die W irtsdiaft kommunistisdier Länder empfindlidi stören 
zu können, dürfte heute weitgehend überholt sein. Immerhin haben die Sowjetunion, die 
Tsdiedioslowakei, Polen, Ungarn usw., ja  in gewissem Umfang selbst China, den Status 
reiner A grarländer überwunden. Sie haben sich zu mehr oder weniger industrialisierten 
Volkswirtsdiaften entwickelt, in denen genau wie in Volksw irtsdiaften w estlidier Länder 
die Substitutionsmöglichkeiten in großem Ausmaß gewachsen sind. Engpässe, aus einem 
plötzlidien Lieferstopp w estlidier Länder herrührend, können — w ie versdiiedene Bei­
spiele der letzten Jahre  gezeigt haben — auf Grund der im Zuge der Industrialisierung 
vergrößerten M öglidikeiten, die Produktionsfaktoren beliebig einzusetzen, relativ  schnell 
beseitigt werden. Sie können es jedenfalls, solange nodi der O sten w ie bisher mit 
dem kapitalistischen Lager prinzipiell nur aus einem Grund Handel treibt, um näm- 
lid i in der Lage zu sein, die Unzulänglidikeiten seines eigenen Plans besser zu korri­
gieren. Im jetzigen Stadium spielen die „kapitalistisdien O sthändler" gleidisam nur 
eine Lüdcenbüßerrolle.

N atürlidi w äre zu fragen, ob wir auf die Dauer bereit sind, uns mit dieser Rolle zufrieden 
zu geben, oder ob w ir versuchen sollten, durdi Ausdehnung unserer W irtsdiaftsbeziehun- 
gen zum O sten unsererseits die kommunistisdien Planwirtschaften in eine ed ite  Außen­
handelsabhängigkeit zu bringen — etwa nach dem Satz: Ist die A utarkie einer V olks­
w irtsdiaft erst einmal aufgehoben, so kann sie nidit mehr ohne w eiteres rückgängig 
gemacht werden. In diesem Falle w ären nicht w ir vom Osten, sondern der O sten von 
uns abhängig. Und es w äre audi im politisdien Bereidi eher eine Übereinstimmung zu 
erzielen, weil im ökönomisdi-technischen „Unterbau“ die beiden Blöcke sid i nad i den 
gleidien Entwicklungsgesetzen fortbewegten.

, Hinzu kommt, daß dem W esten mit einer Ausweitung des Osthandels eine neue Mög­
lichkeit ersdilossen würde, Informationen ökonomisdi-technisdier A rt zu sammeln, die 
ihm sonst verw ehrt wären. Ferner könnten auf diese W eise deutlidier als bisher die Vor­
teile m arktw irtsdiaftlidier Systeme gegenüber sdiwergängigen Planungsmaschinerien de­
m onstriert werden. Langfristig könnte sidi bei einem w eiteren Vordringen des tedinisdien 
Fortsdiritts im Osten und einer V erfeinerung der Lenkungsmethoden der kommunisti­
schen Planwirtschaften audi m andier Vorteil für die die Hüllen eines extremen Kapitalis­
mus nadi und nadi ablegenden w estlidien Länder ergeben. Sdiließlidi — und dieses 
Argum ent sollte gerade in  Deutschland nicht übersehen w erden — ist eine Ausweitung 
des Osthandels geeignet, das ohnehin in Auflösung befindliche COMECON als Integra­
tionsform östlidier Planwirtsdiaften sdineller zu sprengen und damit die Position der 
Statthalter in O stberlin w eiter zu ersdiüttern.

Angesichts dieser Argum ente erhebt sich daher die Frage, w ie die Bundesregierung ihre 
zurüdchaltende Einstellung w eiterhin motivieren wird. Daß eine flexiblere Handelspolitik 
gegenüber dem im Umbrudi befindlichen osteuropäischen Raum ein westliches Land siidit 
zu korrum pieren braucht, hat kürzlich das Vorgehen Frankreidis gezeigt. Heute gilt v iel­
mehr, daß sidi dasjenige Land, das in der Frage des Osthandels und seiner Kreditierung 
noch an den Vorstellungen von vorgestern haftet, im W esten isoliert und daß es sidi 
darüber hinaus die Möglichkeiten einer auf anderen Gebieten durdiaus gewünsditen An­
passung an die neuen Gegebenheiten im Osten selbst verbaut. Hellmut Hartmann
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